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Vorwort 
 
 
 
Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! 
 
Last but not least stellt sich heute die Kreisärzteschaft Biberach vor. Am 26. April 
dieses Jahres fanden in Biberach Neuwahlen statt. Im Namen des Vorstandes und 
ganz persönlich möchte ich dem neugewählten Vorstand sehr herzlich gratulieren 
und den Mitgliedern dieses Gremiums für ihr Engagement danken! 
 
Die Wahlen in unseren Kreisärzteschaften sind abgeschlossen! Die neu gewählten 
Vorstände haben ihre Arbeit weitgehend bereits aufgenommen. Ich danke allen, 
die sich für ein Wahlamt in ihrer Kreisärzteschaft zur Verfügung stellen, sehr herz-
lich für diese Bereitschaft, die wirklich keine Selbstverständlichkeit ist. Ich wünsche 
den neu gewählten Gremienmitgliedern viel Erfolg, aber auch Freude bei ihrer Tä-
tigkeit. Das Engagement unserer Mitglieder in den Kreisärzteschaften ist überaus 
wichtig, denn die Kreisärzteschaften bilden das Rückgrat unserer Selbstverwal-
tung! 
 
Die Themenarbeit in den drei Arbeitskreisen, über die wir im letzten Rundschreiben 
berichtet haben, nimmt Fahrt auf. Erste konstruktive Treffen fanden bereits statt. 
Allen Kolleginnen und Kollegen, die sich aktiv in den Arbeitskreisen einbringen, 
möchte ich sehr herzlich danken! Denn dieses Engagement dient nicht nur dem 
kollegialen Austausch untereinander, sondern bringt uns als Ärzteschaft vor allem 
auch thematisch weiter. Sollten Sie an der Arbeit in einem der Arbeitskreise Inte-
resse haben, können Sie sich jederzeit auch jetzt noch gerne an mich wenden.  
 
Im aktuellen Rundschreiben finden Sie wieder einen Bericht der Paten zum Projekt 
„Solidarische Kammer 2022“. Auch in dieser Ausgabe bilden rechtliche Fragestel-
lungen den Schwerpunkt unserer Informationen für Sie. Hier wollen wir beginnend 
mit dieser Ausgabe eine neue Rubrik einführen, an der Sie selbst mitwirken kön-
nen und sollen. Unter dem Titel „Was Sie bewegt“ möchten wir auf Ihre berufs- und 
kammerrechtlichen Fragestellungen aus Ihrem Praxis- oder Klinikalltag eingehen. 
Wenden Sie sich mit einer E-Mail an recht@baek-sw.de: Unsere Rechtsexperten 
greifen Ihre Fragestellungen gerne auf, schreiben Ihnen persönlich und veröffent-
lichen die wichtigsten Fragen und Antworten in den kommenden Ausgaben.  
Daneben informieren wir Sie – wie gewohnt -zur aktuellen Rechtsprechung und 
Gesetzgebung. Dieses Mal gilt unser Augenmerk hier vor allem den Themen  
Sozialversicherungspflicht und ärztliche Aufklärung. 
 
Aus unserer Abteilung Weiterbildung kommen zwei sehr praxisnahe Beiträge mit 
Tipps zur Weiterbildung einerseits und Hinweisen zum richtigen Umgang mit dem 
E-Logbuch andererseits. Ärztinnen und Ärzten in Weiterbildung und den Weiterbil-
dungsbefugten unserer Kammer möchte ich beide Beiträge gleichermaßen zur 
Lektüre empfehlen. Sie sind das Resultat aus der täglichen Beratungspraxis der 
Abteilung, die sich unermüdlich für eine zeitnahe Bearbeitung aller Weiterbildungs-
anträge, die bei uns eingehen, einsetzt. Eine immense Leistung, denn es gilt, alle 
Zusatzarbeiten zu verrichten, die mit der Umsetzung der neuen Weiterbildungs-
ordnung verbunden sind. Ich möchte mich an dieser Stelle hierfür ganz herzlich 
bei unserem Weiterbildungsteam bedanken. 
 
Zum Schluss noch ein Hinweis in eigener Sache: Im Zuge der Umstellung der  
bisherigen Office-Anwendungen auf Microsoft 365 in allen Geschäftsstellen der 

mailto:recht@baek-sw.de
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Landesärztekammer sahen wir uns leider gezwungen, unseren Birthday-Mailer, 
mit dem wir allen unseren Kammermitgliedern taggenau zum Geburtstag gratuliert 
haben, zum 30.11.2023 einzustellen. Diese Entscheidung ist uns sehr schwer ge-
fallen, denn die vielen positiven Rückmeldungen, die uns hierzu erreicht haben, 
haben uns gezeigt, dass sich die Mehrzahl unserer Mitglieder über die Geburts-
tagsglückwünsche aus ihrer Kammer gefreut hat. Es ist aber leider so, dass die 
mit der EDV-Umstellung verbundenen datenschutzrechtlichen Anforderungen so 
groß sind, dass wir den derzeitigen Mail-Service nicht mit vertretbarem Aufwand 
weiter aufrecht erhalten können. Bitte haben Sie Verständnis für diese Entschei-
dung! 
 
Ich wünsche Ihnen ein schönes Weihnachtsfest und erholsame Feiertage im 
Kreise Ihrer Familien und Freunde sowie für das neue Jahr alles Gute und vor 
allem Gesundheit! 
 
Mit kollegialen Grüßen 
 
 
Ihre      
Dr. Sophia Blankenhorn 

 
 
 

Die Kreisärzteschaft Biberach stellt sich vor 
 
„Zusammen groß!“ 
Dass man etwas wirklich braucht merkt man oft erst, wenn man es nicht mehr hat. 
Schmerzlich war diese Erkenntnis für die Ärzteschaft im Landkreis Biberach, als 
sich Ende 2019 keine Nachfolge für den Vorstand der Kreisärzteschaft fand.  
So stand die Region plötzlich ohne Kreisärzteschaft da, die Ansprechpartner und 
Organisatoren „Vorort“ waren plötzlich weg. Spätestens mit Beginn der Corona-
Pandemie wurde vielen Ärzten bewusst, wie wichtig diese Einrichtung, wie wichtig 
eine Vertretung der Ärztekammer mit persönlichen Ansprechpartnern ist; die Fra-
gen beantworten, Aktionen koordinieren, informieren kann. Eine Kreisärzteschaft, 
die sich um die Interessen und Belange der Ärzteschaft in der Region kümmert. 
Viele haben bemerkt: Die Kreisärzteschaften sind das Rückgrat der Ärztekam-
mern. 
Nachdem dankenswerterweise Sophia Blankenhorn und Norbert Fischer aus den 
Nachbarlandkreisen die provisorische Vertretung der Kreisärzteschaft übernom-
men hatten, gibt es nun seit April 2023 wieder eine eigenständige und hochmo-
tivierte Kreisärzteschaft Biberach mit elf Vorstandsmitgliedern. Umgehend wurden 
ein Fortbildungsprogramm auf die Beine gestellt und wichtige Kernthemen identi-
fiziert. 
 
Der Landkreis Biberach, in dem derzeit über 900 Ärztinnen und Ärzte gemeldet 
sind, ist mit einer Fläche von 1400 km2 der fünftgrößte Landkreis in Baden-Würt-
temberg. Längere Fahrwege bis zur nächsten Haus- oder Facharztpraxis und die 
Zentralisierung der stationären Versorgung auf eine zentral im Landkreis gelegene 
Klinik führen zu erschwerten Bedingungen bei der Patientenversorgung – wie in 
anderen Flächenlandkreisen auch. 
Derzeit befinden wir uns nicht vor, sondern bereits mitten in einer nahezu histori-
schen Umstrukturierung der Gesundheitsversorgung. Der Mangel an Ärztinnen 
und Ärzten, an Pflegekräften und MFAs, das Vorantreiben der Zentralisierung der 
stationären Versorgung, Unterfinanzierung, Probleme in der Notfallversorgung 
stellen uns Ärztinnen und Ärzte vor massive Herausforderungen und haben bereits 
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zu deutlichen Einschnitten in der Patientenversorgung geführt. Dabei werden Ver-
sorgungsprobleme in unterschiedliche Bereiche der Gesundheitsversorgung ver-
lagert. Sie betreffen unsere Patienten, aber auch uns in der Patientenversorgung 
tätige Ärztinnen und Ärzte aller Fachrichtungen. Der Stellenwert der Gesundheits-
prävention wird noch größer.  
Daher ist eine Verzahnung der unterschiedlichen Sektoren wichtiger denn je! Allen 
an der Versorgung Beteiligten wird täglich offensichtlich, dass wir die Aufrechter-
haltung einer qualitativ hochwertigen Gesundheitsversorgung nur im Team – also 
sektorenübergreifend – erreichen können. Dasselbe gilt für die Bewahrung der Ar-
beits- und Ausbildungsbedingungen der Ärzteschaft, deren Arbeit durch Bürokratie 
und politische wie ökonomische Vorgaben gleichermaßen immer schwieriger wird. 
Eine qualitativ hochwertige Weiterbildung und unabhängige fachliche Fortbildung 
sind unerlässlich, um trotz dieser erschwerten Bedingungen ärztlichen Nachwuchs 
zu fördern und weiterhin eine ärztliche Patientenversorgung auf hohem Niveau  
garantieren zu können. Ich bin mir sicher, dass wir diese Herausforderungen nur 
gemeinsam schaffen können – über alle Fach- und Strukturgrenzen hinweg. 
Umso mehr freue ich mich, dass sich die „neue“ Kreisärzteschaft im Landkreis  
Biberach aus Angehörigen aller Sektoren der ärztlichen Versorgung zusammensetzt 
– aus niedergelassenen Fach- und Hausärzten, aus Vertretern der stationären 
Versorgung, aus dem öffentlichen Gesundheitsdienst und der Arbeitsmedizin. 
Ganz im Sinne eines Hits der „Fantastischen 4“: „Wir sind zusammen groß, wir sind 
zusammen eins!“ 
 
Dr. Christopher Maier, Vorsitzender der Kreisärzteschaft Biberach 
 
 
 

Bericht zum Projekt „Solidarische Kammer“ 2022: 
Prävention von Teenagerschwangerschaften in Namibia 
 
Geburtenkontrolle und Empfängnisverhütung sind für die Zukunft Afrikas insge-
samt von herausragender Bedeutung. 
Ein besonderes Problem stellen Teenagerschwangerschaften dar. Ähnlich wie in 
zahlreichen afrikanischen Ländern ist die Inzidenz für Schwangerschaften bei Ju-
gendlichen in Namibia mit rund 13 000 Fällen pro Jahr (bei 2,6 Millionen Einwoh-
nern) außerordentlich hoch. In besonderem Maße trifft dies für die Regionen 
Omustai, Ohangwena, Kavango East and West, Oshikoto Oshana, Kunene und 
Zambesi zu. Mütter im Alter von 13 Jahren oder weibliche Jugendliche im Alter von 
15 Jahren, die bereits zwei Kinder haben, sind dort keine Seltenheit. Im Jahr 2020 
wurden nach unseren Informationen 2320 Fälle bekannt, in denen Mädchen we-
gen einer Schwangerschaft die Schulbildung abgebrochen haben. 
Die Gründe hierfür sind mannigfaltig: Vernachlässigung der elterlichen Aufsichts-
pflicht, fehlende Aufklärung über Verhütungsmöglichkeiten, Armutsprostitution, 
Vergewaltigung, Kinderhochzeiten und die mangelhafte Verfügbarkeit von hormo-
nellen Kontrazeptiva sind hier zu nennen. 
Die Folgen sind schwerwiegend. So muss man sich vor Augen halten, dass der 
Körper eines Mädchens noch nicht in ausreichendem Maße auf eine Schwanger-
schaft vorbereitet ist. Entsprechend ist die Komplikationsrate für Mutter und Kind 
weitaus höher als bei Schwangerschaften im Erwachsenenalter. Gebärmutterin-
fektionen, Eklampsie aber auch unsachgemäß durchgeführte Abtreibungen sind 
wesentliche Gründe dafür, dass Gesundheitsstörungen während der Schwanger-
schaft und der Geburt weltweit zu den häufigsten Todesursachen bei 15- bis 19-
Jährigen gehören. 
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Was kann getan werden um die Inzidenz an Teenagerschwangerschaften zu  
senken? Neben intensivierten Aufklärungskampagnen ist nach Einschätzung der 
namibischen Gesundheitsbehörden der Einsatz hormoneller Kontrazeptiva mit 
Langzeitwirkung am effektivsten und hat sich in den vergangenen Jahren bewährt. 
Dabei kamen Injektionen mit Medroxyprogesteronacetat und Noristerat zum Ein-
satz. Beide Präparate stehen jedoch seit einiger Zeit aus Kostengründen nicht 
mehr zur Verfügung. Darüber hinaus ist die Wirkdauer mit 8-12 Wochen ver-
gleichsweise kurz. Für eine sichere Empfängnisverhütung über einen ausreichend 
langen Zeitraum kommen letztendlich nur Hormonimplantate in Frage. Auf Grund 
der damit verbundenen erheblichen Kosten konnte eine derartige Maßnahme bis-
lang in Namibia nicht flächendeckend erfolgen. Support Ulm e. V. wurde Anfang 
2022 von Esther Mbathera, einer namibischen Journalistin, um finanzielle Unter-
stützung für eine Kampagne zur Empfängnisverhütung bei Teenagern in beson-
ders stark betroffenen Regionen Nordnamibias gebeten. 
Vorstand und Beirat des Vereines empfahlen eine Förderung des Projektes und 
starteten eine Spendenaktion im Großraum Ulm/Neu-Ulm. Weiterhin entschied 
sich die Bezirksärztekammer Südwürttemberg dieses Projekt im Rahmen der Initia-
tive „Solidarische Kammer“ zu fördern. 
Die namibische First Lady, Frau Monica Geingosch, und das namibische Gesund-
heitsministerium begrüßten die Hilfe aus Ulm/Neu-Ulm und erklärten sich zur Zu-
sammenarbeit und Unterstützung bereit. Seitens der namibischen Gesundheitsbe-
hörden wurde die Verwendung von Levoplant®, einem Levonorgestrel Implantat 
empfohlen. Das Medikament ist für Jugendliche in Namibia zugelassen und er-
möglicht eine sichere Empfängnisverhütung über den Zeitraum von 3 Jahren. Die 
zunächst angestrebte Zahl von 2000 Teenagern, die mit dem Implantat versorgt 
werden sollten, musste allerdings aus Kostengründen relativiert werden: Ein initial 
vorgeschlagenes Implantat, das zu einem weitaus niedrigeren Preis (gesponsert 
durch den Hersteller) angeboten worden war, stand nicht mehr zur Verfügung. 
 

 

 

Übergabe von 
225 Levoplant®-
Implantaten an 
die stellv. nami-
bische Gesund-
heitsministerin 
Ester Muinjangue 
(2. von links) 
durch Support-
Vertreter Sion 
Amalovu  
(3. v. links) 

 
Durch großzügige Spenden Ulmer/Neu-Ulmer Spender – hier ist vor allem die Fa. 
Carl Goetz zu nennen – und den Unterstützungsaufruf der Bezirksärztekammer 
Südwürttemberg kamen innerhalb von wenigen Monaten 20.000 Euro zusammen 
und das Projekt konnte gestartet werden. Insgesamt konnten Mittel für die Versor-
gung von 225 Teenagern, die nach ausführlicher Aufklärung und Beratung freiwillig 
und mit Zustimmung der Erziehungsberichtigten an dem Projekt teilnehmen woll-
ten, bereitgestellt werden. Die Implantationen erfolgen heimatnah, vor allem in der 
Region Ohangwena durch Ärzte und Krankenschwestern des namibischen Ge-
sundheitsministeriums. 
Bei allen Teenagern, die an der Präventionskampagne teilnehmen, erfolgt zusätz-
lich ein vom namibischen Gesundheitsministerium finanziertes HIV-Screening und 
ggf. die Einleitung einer antiretroviralen Therapie. Alle Teilnehmer werden in einem 
Nachsorge-Protokoll erfasst. Hierdurch wird gewährleistet, dass die Implantate 
nach 3 Jahren wieder entfernt bzw. ersetzt werden. 
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Projekte zur Geburtenkontrolle in Afrika sind von herausragender Bedeutung. Dies 
gilt in besonderem Maße für die Prävention von Teenagerschwangerschaften. Wir 
helfen damit nicht nur jungen Frauen in Namibia schwerwiegende gesundheitliche 
und soziale Probleme zu vermeiden. Wir haben damit auch ein starkes und bei-
spielhaftes Signal für ein dringend notwendiges stärkeres Engagement auf diesem 
Gebiet – nicht nur in Namibia, sondern in Afrika insgesamt – geliefert. 
Zahllose junge Frauen in Afrika würden sich eine Langzeit-Schwangerschaftsprä-
vention mit Hormonimplantaten wünschen. Leider können sich die meisten Frauen 
dies nicht leisten, und auch die Gesundheitssysteme der betroffenen Länder ver-
fügen nicht über die hierzu notwendigen finanziellen Mittel. Ich würde mir wün-
schen, dass diese von Support Ulm e.V. initiierte und von der Bezirksärztekammer 
unterstützte Kampagne in den kommenden Jahren fortgeführt wird. Neben staatli-
chen Einrichtungen könnten sich z.B. gemeinnützige Vereine, Ärztevereinigungen 
und Service-Clubs hierfür engagieren. 
 
Prof. Dr. med. Heinz Maier, Vorsitzender Support e.V. 
 
 
 

Was Sie bewegt  
 
Ein Patient ist zu seinem seit langem vereinbarten Behandlungstermin nicht  
erschienen. Mir war es nicht möglich, in diesem Zeitraum einen anderen  
Patienten zu behandeln. Kann ich vom Patienten ein Ausfallhonorar verlangen? 
Die Rechtsprechung musste sich in der Vergangenheit bereits mehrfach mit der 
Frage befassen, ob Ausfallhonorare oder Ausfallpauschalen von Patienten ver-
langt werden können, die ohne oder ohne rechtzeitige Absage einem Termin fern-
bleiben. Es gibt keine einheitliche Rechtsprechung hierzu, wobei den Umständen 
des jeweiligen konkreten Einzelfalles maßgebliche Bedeutung zukommt. 
Grundvoraussetzung für die Möglichkeit, ein Ausfallhonorar zu verlangen, ist, 
dass ein Termin exklusiv für den Patienten vereinbart wurde, der kurzfristig nicht 
anderweitig vergeben werden konnte. Mehrfachterminierungen oder ein Termin-
fenster sind „ausfallhonorarschädlich“. 
Es empfiehlt sich, bereits bei der Terminvergabe eine vertragliche Vereinbarung 
mit dem Patienten zu treffen, in der er ausdrücklich über die Konsequenzen seiner 
Säumnis belehrt wird und in der ihm eine angemessene Absagefrist eingeräumt 
wird. Für den Fall, dass der Patient seine Säumnis nicht zu vertreten hat, sollten 
Entlastungsmöglichkeiten für den Patienten vorgesehen werden. Dem kann bei-
spielsweise dadurch Rechnung getragen werden, dass in der Vertragsvereinba-
rung für den Fall, dass der Patient unverschuldet kurzfristig einen Termin nicht 
wahrnehmen kann (z.B. wegen Krankheit), die Geltendmachung eines Ausfallho-
norars ausgeschlossen wird. 
Besonders bedeutsam ist, dass nach ständiger Rechtsprechung des BGH das  
jederzeitige Kündigungsrecht (§ 627 BGB) und die jederzeitige Möglichkeit des 
Patienten, die Einwilligung in die Behandlung zu widerrufen (§ 630d Abs. 3 BGB), 
bestehen bleibt. Es muss deshalb im jeweiligen Einzelfall bewertet werden, ob der 
Patient lediglich einen Termin nicht wahrnehmen wollte, aber an der Behandlung 
als solcher festhalten wollte (dann Ausfallhonorar ggfs. zulässig), oder ob eine 
Kündigung des gesamten Behandlungsvertrages anzunehmen ist (dann kein Aus-
fallhonorar). 
 
In Anbetracht der rechtlich komplexen Fragestellung ist es dringend geboten, vor 
Einführung entsprechender Vereinbarungen Rechtsrat einzuholen. Wenn die oben 
aufgeführten Grundvoraussetzungen nicht eingehalten wurden, ist es in der Regel 
nicht möglich, ein Ausfallhonorar vom Patienten zu verlangen. 
 
 
 

https://www.support-ulm.de/
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Als Facharzt für Haut- und Geschlechtskrankheiten biete ich in meiner Praxis  
minimalinvasive Methoden zur Faltenentspannung (Botulinumtoxin) und Falten-
auffüllung (Hyaluronsäure) an. Darf ich für diese Behandlungen auf meiner  
Praxis-Homepage mit Vorher-Nachher-Bildern werben? 
Neben den berufsrechtlichen Regelungen ist das Heilmittelwerbegesetz (HWG) 
die zentrale gesetzliche Regelung für das ärztliche Werberecht. Patientinnen und 
Patienten sollen dadurch vor irreführenden, falschen oder unethischen Werbe-
maßnahmen geschützt werden. 
Für die Frage der Zulässigkeit von Vorher-Nachher-Bildern ist insbesondere § 11 
Abs.1 Satz 3 Nr.1 HWG relevant. Dieser regelt, dass für operative plastisch-chirur-
gische Eingriffe zur Veränderung des menschlichen Körpers ohne medizinische 
Notwendigkeit nicht mit Bildern geworben werden darf, durch die eine verglei-
chende Darstellung des Körperzustandes oder Aussehens vor und nach dem Ein-
griff gezeigt wird.  
Ganz aktuell hat das OLG Köln in einer Entscheidung von Oktober 2023 das Un-
terspritzen mit Hyaluronsäure als einen plastisch-chirurgischen Eingriff gewertet 
mit der Folge, dass das Werben mit Vorher-Nachher-Bildern nicht zulässig ist. Eine 
höchstrichterliche Klärung durch den BGH für minimalinvasive Eingriffe wie Unter-
spritzungen steht allerdings noch aus.  
Verstöße gegen das normierte Werbeverbot können berufs- und wettbewerbs-
rechtliche Konsequenzen zur Folge haben und stellen eine Ordnungswidrigkeit 
dar, die mit Geldbuße bis zu 50.000€ geahndet werden kann. Wir raten daher drin-
gend dazu, auf das Werben mittels Vorher-Nachher-Bildern für die in der Frage-
stellung genannten Behandlungen zu verzichten. 
 
 
Ich habe eine Aufforderung der Bezirksärztekammer zur Erteilung einer Aus-
kunft oder einer Stellungnahme bekommen. Muss ich darauf reagieren? 
Ja! Ärztinnen und Ärzte sind gem. § 2 Abs.6 der Berufsordnung der Landesärzte-
kammer Baden-Württemberg dazu verpflichtet, auf Anfragen der Landesärztekam-
mer oder Bezirksärztekammer, die diese zur Erfüllung ihrer gesetzlichen Aufgaben 
bei der Berufsaufsicht an sie richtet, in angemessener Frist zu antworten.  
Sollte es Ihnen nicht möglich sein, an Sie gerichtete Anfragen zeitnah zu beant-
worten, bitten wir Sie, sich mit uns in Verbindung zu setzen. Eventuell kann eine 
Fristverlängerung vereinbart werden. Sofern Sie allerdings (ggf. nach Erinnerung) 
gar nicht reagieren, würden Sie uns in letzter Konsequenz dazu zwingen, die Kam-
meranwaltschaft einzuschalten.  
Bitte helfen Sie uns, durch eine Antwort auf unser Schreiben diesen Schritt zu  
vermeiden. 
 
 
 

EuGH: Recht des Patienten auf unentgeltliche  
erste Kopie der Patientenakte 
 
Der Europäische Gerichtshof (EuGH) hat mit Urteil vom 26.10.2023, Az. C-307/22 
entschieden, dass der Patient einen Anspruch auf eine kostenlose erste Kopie 
der Patientenakte hat. 
 
Dies war bis zur Entscheidung des EuGH umstritten. Nach deutschem Recht regelt 
§ 630 g BGB das Recht des Patienten auf Einsichtnahme in die Patientenakte. Nach 
Abs. 2 S. 2 dieser Vorschrift hat der Patient, sofern er anstelle der Einsichtnahme 
vor Ort eine Abschrift der Patientenakte verlangt, die entstandenen Kopierkosten zu 
tragen. Eine entsprechende Regelung findet sich in § 10 Abs. 2 der Berufsordnung 
der Landesärztekammer Baden-Württemberg (BO). Die europäische Datenschutz-
Grundverordnung (DSGVO) sieht hingegen eine abweichende Regelung zur  
Kostentragungspflicht für die angefertigten Kopien von Patientendaten vor. Art. 15 
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Abs. 3 DSGVO bestimmt, dass im Rahmen des allgemeinen datenschutzrechtlichen 
Auskunftsanspruchs der betroffenen Person, deren personenbezogene Daten ver-
arbeitet werden, eine kostenlose erste Kopie dieser Daten zusteht. 
Das Verhältnis der Regelungen nach nationalem Recht im Bürgerlichen Gesetz-
buch und in der Berufsordnung auf der einen Seite und nach europäischem Recht 
(DSGVO) auf der anderen Seite war lange Zeit nicht abschließend geklärt und 
hatte den Bundesgerichtshof (BGH) im Jahre 2022 veranlasst, ein anhängiges 
Verfahren auszusetzen und dem EuGH vorzulegen. Denn nach Auffassung des 
BGH hing die Entscheidung in dem bei ihm anhängigen Verfahren von der Ausle-
gung der DSGVO und damit vom Unionsrecht ab. Der jetzigen Entscheidung des 
EuGH liegt deshalb ein Streitfall aus Deutschland zugrunde. Ein Patient hatte von 
seiner Zahnärztin eine Kopie seiner Patientenakte verlangt, weil er wegen eines 
mutmaßlichen Fehlverhaltens der Zahnärztin rechtliche Schritte gegen sie einlei-
ten wollte. Die Zahnärztin forderte den Patienten – wie nach deutschem Recht ge-
regelt – dazu auf, die Kosten für die Aushändigung der Kopie zu übernehmen. Der 
EuGH hat jetzt entschieden, dass Patientinnen und Patienten nach der DSGVO 
das Recht zusteht, eine erste vollständige Kopie ihrer Patientenakte kostenfrei zu 
erhalten. Der Anspruch erstreckt sich auf sämtliche Dokumente in der Patienten-
akte, die zum Verständnis der enthaltenen personenbezogenen Daten erforderlich 
sind, wie etwa Diagnosen, Untersuchungsergebnisse, Befunde und Angaben zu 
Behandlungen oder Eingriffen. Es besteht auch keine Pflicht zur Begründung des 
Antrags. Es ist lediglich erforderlich, dass der Patient mit seinem Anliegen legitime 
Zwecke verfolgt. Diese müssen aber keinen Bezug zum Datenschutz haben. Eine 
Kostentragungspflicht für den Patienten entsteht erst, wenn weitere Kopien der 
Akte angefordert werden. 
 
Der EuGH hat explizit darauf hingewiesen, dass die wirtschaftlichen Interessen der 
Ärzteschaft demgegenüber zurückzutreten haben und dem Unionsrecht entgegen-
stehende nationale Regelungen wie § 630g Abs. 2 S. 2 BGB rechtswidrig sind. 
 
 
 

Aufklärung und Einwilligung: Wann ist der richtige Zeitpunkt? 
 
Voraussetzung für eine wirksame Einwilligung des Patienten in eine ärztliche  
Behandlung oder einen Eingriff ist eine umfassende und korrekte Aufklärung. Die 
Aufklärung ist eine Hauptpflicht der Ärztin/des Arztes aus dem Behandlungsver-
trag. Nur ein Patient, der weiß, worin er einwilligt, kann selbstbestimmt entschei-
den. Gesetzlich normiert ist die ärztliche Aufklärung in den §§ 630c und 630e des 
Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB). Während in § 630c BGB die sogenannte the-
rapeutische Aufklärung geregelt ist, die den Behandlungserfolg sicherstellen soll 
und die den Patienten vor einem Verhalten schützen soll, das den Behandlungs-
erfolg gefährdet, regelt § 630e BGB die sogenannte Risikoaufklärung über Ein-
griffe und sonstige Behandlungsmaßnahmen. § 630e BGB beinhaltet also die Auf-
klärungspflichten im engeren Sinne. Durch die Informationen im Aufklärungsge-
spräch soll der Patient in die Lage versetzt werden, in eine medizinische Maß-
nahme einzuwilligen, deren Risiken er tatsächlich kennt. Ein wichtiger Teilaspekt 
der Risikoaufklärung ist der richtige Zeitpunkt der Aufklärung und der nach Aufklä-
rung erteilten Einwilligung. 
Die Rechtsprechung hat sich in der Vergangenheit, vor allem auch in jüngerer Zeit, 
mehrfach mit der Frage befasst, wie das in § 630e Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 BGB gere-
gelte Erfordernis einer rechtzeitigen Aufklärung über die Risiken einer Operation 
ausgelegt werden muss. Nur eine zum richtigen Zeitpunkt erhaltene Aufklärung 
ermöglicht es dem Patienten, sein Selbstbestimmungsrecht informiert wahrzuneh-
men und seine Entscheidung über die Einwilligung wohlüberlegt zu treffen. Der 
nachfolgende Beitrag fasst die von der Rechtsprechung hierzu entschiedenen 
Grundsätze zusammen: 
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1. Die Aufklärung muss rechtzeitig erfolgen! 
Eine feste Frist für die Aufklärung gibt es nicht. Der Bundesgerichtshof hat jedoch 
in mehreren Entscheidungen (vgl. z. B. BGH vom 07.04.1992, Az. VI ZR 192/91, 
und BGH vom 25.03.2003, Az. VI ZR 131/02) vorgegeben, dass bei schwerwie-
genden Maßnahmen wie operativen Eingriffen der Patient mindestens einen Tag 
vorher aufgeklärt werden muss. Handelt es sich um einen größeren Eingriff im 
Rahmen eines stationären Aufenthaltes sollte der Patient bereits bei der Verein-
barung des Operationstermins über die mit der Operation einhergehenden Risiken 
aufgeklärt werden. Bei einfachen (ambulanten) Eingriffen mit geringen Risiken  
oder bei dringenden Eingriffen kann eine Aufklärung auch noch am Tag des Ein-
griffs möglich sein. Es muss aber auch in diesen Fällen gewährleistet sein, dass 
der Patient seine Entscheidung frei und selbstbestimmt treffen kann. 
 
2. Die Aufklärung darf nicht zu früh erfolgen! 
Auf der anderen Seite kann eine Aufklärung aber auch zu früh erfolgt sein, so dass 
diese im Zeitpunkt der Behandlung nicht mehr aktuell sein kann. So hat das OLG 
Dresden im Jahre 2016 (Urteil vom 15.11.2016, Az. 4 U 507/16) entschieden, dass 
ein „Orientierungsgespräch“ mit dem Arzt, das mehr als 6 Monate vor einer Ope-
ration stattfindet, wegen des erheblichen zeitlichen Abstandes unabhängig von  
seinem Inhalt keine ausreichende Aufklärung darstellt. Ein Zeitraum von ca. 5 Wo-
chen zwischen Aufklärung und Behandlung soll ausweislich des BGH (NJW 2014, 
1527, 1529) hingegen noch nicht ausreichend sein, um zu einer Entaktualisierung 
zu führen. Wenn die Aufklärung deutlich vor der Vornahme der Behandlung oder 
des Eingriffs liegt, sollte sicherheitshalber in zeitlicher Nähe zum Eingriff ein zwei-
tes Aufklärungsgespräch geführt werden. 
 
3. Wann darf der Patient nach korrekter Aufklärung einwilligen? 
Mit dieser Frage hat sich die Rechtsprechung gerade in jüngster Zeit intensiv be-
fasst. Für Unsicherheit hatte vor allem eine Entscheidung des OLG Bremen aus 
dem Jahre 2021 (Urteil vom 25.11.2021, Az. 5 U 63/20) gesorgt. Das Gericht nahm 
einen Aufklärungsmangel in einem Fall an, bei dem der Patient zwar korrekt meh-
rere Tage vor der geplanten Operation von einer Ärztin über die Risiken des Ein-
griffs aufgeklärt worden war, der Patient aber unmittelbar im Anschluss an das 
Aufklärungsgespräch den Aufklärungsbogen unterzeichnet hatte. Das OLG Bre-
men hielt diese direkt nach dem Aufklärungsgespräch erklärte Einwilligung in den 
Eingriff für unwirksam, weil der Patient nur wohlüberlegt einwilligen könne, wenn 
er über die Inhalte des Aufklärungsgesprächs zuvor habe nachdenken können, 
was eine ausreichende Überlegungsfrist voraussetze. Auch eine (erneute) konklu-
dente Einwilligung dadurch, dass sich der Patient drei Tage später dem Eingriff 
unterzogen habe, komme nach Auffassung des OLG Bremen nicht in Betracht, 
weil der Patient hierfür nicht das „notwendige Erklärungsbewusstsein“ habe.  
Außerdem komme eine konkludente Einwilligung nur dann in Betracht, wenn der 
Patient seine zunächst ausdrücklich erteilte Einwilligung widerrufen hat und dann 
trotzdem die Aufnahme ins Krankenhaus wünscht. 
 
Der BGH hat mit seinem für die Praxis sehr wichtigen Urteil vom 20.12.2022 (Az. 
VI ZR 375/21) die Entscheidung des OLG Bremen aufgehoben und festgestellt, 
dass das Gesetz in § 630 e Abs. 2 S. 1 Nr. 2 BGB nur geregelt hat, dass die Auf-
klärung so rechtzeitig zu erfolgen hat, dass der Patient seine Entscheidung über 
die Einwilligung wohlüberlegt treffen kann. Der Gesetzgeber sieht aber keine ein-
zuhaltende „Sperrfrist“ vor der Einwilligung vor, die eingehalten werden muss,  
damit die erteilte Einwilligung nicht unwirksam wird. Es gibt kein Erfordernis, wonach 
zwischen Aufklärung und Einwilligung ein bestimmter Zeitraum liegen muss. Fol-
genden Leitsatz hat das oberste Zivilgericht aufgestellt: „Zu welchem Zeitpunkt ein 
Patient nach ordnungsgemäßer – insbesondere rechtzeitiger – Aufklärung seine 
Entscheidung über die Erteilung oder Versagung seiner Einwilligung trifft, ist seine 

https://research.wolterskluwer-online.de/document/1485519c-374f-4618-a58f-a3328cb693ac
http://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&nr=26068&pos=0&anz=1
https://www.medizinrechtsiegen.de/artikel/orientierungsgespraech-mit-arzt-stellt-kein-ordnungsgemaesses-op-aufklaerungsgespraech-dar/
https://www.oberlandesgericht.bremen.de/gerichtsentscheidung-en/unwirksamkeit-der-einwilligung-bei-aufklaerung-ueber-die-risiken-einer-operation-wenn-die-einwilligung-durch-unterzeichnung-des-aufklaerungsformulars-unmittelbar-nach-dem-ende-des-aufklaerungsgespraechs-erfolgt-23046?asl=bremen88.c.2337.de
http://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&nr=132534&pos=0&anz=1
http://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&nr=132534&pos=0&anz=1
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Sache. Sieht er sich bereits nach dem Aufklärungsgespräch zu einer wohlüberleg-
ten Entscheidung in der Lage, ist es sein gutes Recht, die Einwilligung sofort zu 
erteilen. Wünscht er dagegen noch eine Bedenkzeit, so kann von ihm grundsätz-
lich erwartet werden, dass er dies gegenüber dem Arzt zum Ausdruck bringt und 
von der Erteilung einer – etwa im Anschluss an das Gespräch erbetenen – Einwil-
ligung zunächst absieht. Eine andere Beurteilung ist – sofern medizinisch vertret-
bar – allerdings dann geboten, wenn für den Arzt noch erkennbare Anhaltspunkte 
dafür gegeben sind, dass der Patient noch Zeit für seine Entscheidung benötigt.“ 
 
Der BGH hat außerdem klargestellt, dass die Einwilligung sich auch konkludent 
aus den Umständen und dem gesamten Verhalten des Patienten ergeben kann. 
So kann eine Einwilligung auch angenommen werden, wenn sich der Patient be-
wusst der Behandlung unterzieht. Eine konkludente Operationseinwilligung erfor-
dert auch nicht den Widerruf einer vorangegangenen Einwilligung. Im zu entschei-
denden Fall war es nach Auffassung des BGH vielmehr so, dass das Krankenhaus 
davon ausgehen konnte, der Patient wolle mit seinem Erscheinen im Krankenhaus 
seine bereits nach dem Aufklärungsgespräch erteilte (wirksame) Einwilligung be-
kräftigen. 
 
 
 

Praxisvertretung, Honorararzttätigkeit oder Teilnahme  
als Poolarzt am Notfalldienst: Selbstständige oder  
sozialversicherungspflichtige Tätigkeit? 

 
1. Praxisvertretung auf selbstständiger Basis? 
Besser nicht! Das ist leider die Konsequenz aus einem Urteil des Bundessozial- 
gerichts vom 19.10.2021 (Az. B 12 R 1/21 R).  
Das Bundessozialgericht hatte sich mit einem Fall zu befassen, in welchem eine 
in einem Krankenhaus angestellte Ärztin tageweise Praxisvertretungen (bei Urlaub 
oder Krankheit des Praxisinhabers) übernommen hatte. Dort führte sie mit den 
Geräten der Praxis Untersuchungen durch, schrieb Befundberichte und gab The-
rapieempfehlungen. Gegenüber den medizinischen Fachangestellten der Praxis, 
von denen sie unterstützt wurde, war sie weisungsbefugt. Hinsichtlich ihrer ärzt-
lichen Berufsausübung unterlag sie selbst keinen Weisungen. Beide Seiten – Ver-
treterin und Praxisinhaber – gingen von einer selbstständigen Tätigkeit der Praxis-
vertreterin aus. 
Das sah das Bundessozialgericht jedoch anders. Nach seiner Auffassung über-
wiegen die Merkmale einer „abhängigen Beschäftigung“, mit der Konsequenz, 
dass Sozialversicherungspflicht besteht. Die Praxisvertreterin sei in die Arbeitsab-
läufe der Praxis eingegliedert und behandle deren Patienten. Dementsprechend 
würden die Leistungen durch die Praxis und nicht durch die Praxisvertreterin ab-
gerechnet. Diese trage kein nennenswertes unternehmerisches Risiko und über-
nehme auch keine Arbeitgeberfunktionen gegenüber dem Praxispersonal. 
 
2. Honorararzt im Krankenhaus 
Mit obiger Entscheidung zur Praxisvertretung knüpft das Bundessozialgericht an 
seine Entscheidungen aus dem Jahr 2019 zur Situation von Honorarärzten im 
Krankenhaus an (u. a. BSG, Urteil vom 04.06.2019, Az. B 12 R 11/18 R). Bereits 
damals hatte das BSG entschieden, dass Ärzte, die als Honorarärzte in einem 
Krankenhaus tätig sind, in dieser Tätigkeit regelmäßig nicht als Selbstständige an-
zusehen sind, sondern als Beschäftigte des Krankenhauses und damit der Sozial-
versicherungspflicht unterliegen. Ärzte in einem Krankenhaus – und zwar auch 
Honorarärzte – seien regelmäßig in die dortige Arbeitsorganisation eingegliedert, 
weil im Krankenhaus ein hoher Grad der Organisation herrsche, auf welche die 
dort tätigen Ärzte regelmäßig keinen eigenen, unternehmerischen Einfluss hätten. 
 

https://www.bsg.bund.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2021/2021_10_19_B_12_R_01_21_R.html
https://www.bsg.bund.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2019/2019_06_04_B_12_R_11_18_R.html
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Hinzu komme, dass Honorarärzte ganz überwiegend personelle und sachliche 
Ressourcen des Krankenhauses bei ihrer Tätigkeit nutzten und unternehmerische 
Entscheidungsspielräume bei einer derartigen Tätigkeit regelmäßig nicht gegeben 
seien. 
 
3. Ärztlicher Bereitschaftsdienst 
Und wie sieht es nun im ärztlichen Bereitschaftsdienst aus? Das war die Frage, 
die vor allem die niedergelassenen Vertragsärzte umgetrieben und mit der sich 
das Bundessozialgericht in seiner jüngsten Entscheidung (Urteil des BSG vom 
24.10.2023, (Az. B 12 R 9/21 R) beschäftigt hat. Anstelle der Teilnahme am ärztli-
chen Notfalldienst, zu dem grundsätzlich alle Niedergelassenen verpflichtet sind, 
hatte sich die Struktur der KV BW und der KZV BW etabliert, mit einem Pool von 
Ärztinnen und Ärzten, die beispielsweise schon im Ruhestand oder rein privatärzt-
lich tätig sind oder kurz vor der Facharztprüfung stehen, und mithilfe von Medizini-
schen Fachangestellten (in einem geringfügigen Beschäftigungsverhältnis) soge-
nannte Notfallpraxen zu betreiben. Von dieser dadurch gegebenen Möglichkeit, 
sich im Notfalldienst von Poolärzten vertreten zu lassen, hat auch die ganz über-
wiegende Mehrheit der Niedergelassenen Gebrauch gemacht. Auch für die Nie-
derlassungsbereitschaft der jüngeren Ärztegeneration spielte diese Vertretungs-
möglichkeit eine große Rolle. 
Das Bundessozialgericht ist allerdings auch hier zu der Entscheidung gelangt, 
dass eine Gesamtabwägung der konkreten Umstände vorzunehmen sei. Danach 
war der Kläger (ein Zahnarzt) wegen seiner Eingliederung in die von der Kassen-
zahnärztlichen Vereinigung organisierten Abläufe als „Beschäftigter“ anzusehen. 
Auf diese hatte er keinen entscheidenden, erst recht keinen unternehmerischen 
Einfluss. Er fand eine von dritter Seite organisierte Struktur vor, in der er sich 
fremdbestimmt einfügte. Auch wurde der Kläger unabhängig von konkreten Be-
handlungen stundenweise bezahlt. Er verfügte bereits nicht über eine Abrech-
nungsbefugnis, die für das Vertragszahnarztrecht eigentlich typisch ist. Dass der 
Kläger bei der konkreten medizinischen Behandlung als Zahnarzt frei und eigen-
verantwortlich handeln konnte, fällt nicht entscheidend ins Gewicht. Infolgedessen 
unterlag der Zahnarzt bei der vorliegenden Notdiensttätigkeit aufgrund Beschäfti-
gung der Versicherungspflicht. Sämtliche Erwägungen, die vom BSG für den kas-
senzahnärztlichen Bereitschaftsdienst angestellt worden sind, müssen auch für 
den ärztlichen Bereitschaftsdienst gelten. Zum Zeitpunkt des Redaktionsschlusses 
(27.10.2023) lag die schriftliche Urteilsbegründung des BSG leider noch nicht vor. 
 
4. Konsequenzen 
Soweit die arbeitsgerichtliche Rechtsprechung dieser Linie folgen und sowohl Ho-
norarärzte als auch Praxisvertreter und Poolärzte als Arbeitnehmer einstufen 
sollte, würden sämtliche Arbeitnehmerschutzvorschriften auch auf Honorarärzte 
im Krankenhaus, Praxisvertreter und Poolärzte anwendbar sein: Sie hätten unter 
anderem Anspruch auf Entgeltfortzahlung für die Zeit von Urlaub oder Krankheit 
sowie an Feiertagen. Die Einhaltung der Höchstarbeitszeiten sowie der Ruhezei-
ten gemäß dem Arbeitszeitgesetz könnte zum Problem werden, und vor allem 
könnte (die entsprechende Größe des Arbeitgebers vorausgesetzt) das Kündi-
gungsschutzgesetz zur Anwendung kommen. Dieses ist uneingeschränkt anwend-
bar, wenn mehr als zehn Arbeitnehmer beschäftigt werden (§ 23 KSchG). 
Die obersten Gerichte hatten sich in ihren Entscheidungen zwar jeweils mit Einzel-
fällen zu befassen und haben auch nicht ausgeschlossen, dass im Rahmen der 
jeweils vorzunehmenden Gesamtabwägung im Einzelfall auch einmal eine andere 
Entscheidung – also pro selbstständige Tätigkeit – getroffen werden könne. Ange-
sichts der jetzigen Entscheidungen muss jedoch für den Normalfall davon ausge-
gangen werden, dass es sich bei sämtlichen genannten Tätigkeiten um sozialver-
sicherungspflichtige Beschäftigungsverhältnisse handelt. 
  

https://www.bsg.bund.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2023/2023_35.html
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Blutentnahme durch Heilpraktiker für  
sog. Eigenblutbehandlung zulässig? 
 
Laut Transfusionsgesetz (§ 7 Abs. 2 TFG) darf eine Blutentnahme für eine Blut-
spende nur durch einen Arzt oder unter ärztlicher Aufsicht erfolgen. Mit Hinweis 
auf diese Norm hat das Bundesverwaltungsgericht in seiner Entscheidung vom 
15.06.2023 (Az. 3 C3.22) klargestellt, dass Heilpraktiker (überhaupt) kein Blut und 
auch kein Blut im Rahmen von sogenannten Eigenblutbehandlungen entnehmen 
dürfen. 
 
Im entschiedenen Fall wurde einem Heilpraktiker untersagt, seinen Patienten Blut 
zur Herstellung von Eigenblutprodukten im Wege der Mischung mit Ozon oder  
homöopathischen Fertigarzneimitteln zu entnehmen.  
 
Für Blutspenden gilt nach § 7 Abs. 2 Transfusionsgesetz (TFG) der sogenannte 
Arztvorbehalt. Ausdrücklich klargestellt wurde, dass der Begriff Spende auch  
Eigenblutspenden erfasst und es auf die Menge des entnommenen Blutes nicht 
ankommt. 
 
Fraglich war, ob gemäß § 28 TFG eine Ausnahme vom Anwendungsbereich des 
Transfusionsgesetzes gegeben ist. Danach findet das Gesetz u.a. keine Anwen-
dung auf homöopathische Eigenblutprodukte. Nach Auffassung des Bundes-
verwaltungsgerichts stelle der Heilpraktiker zwar ein Eigenblutprodukt her, dieses 
sei jedoch nicht homöopathisch. Abzustellen sei darauf, dass das Produkt homö-
opathisch sein müsse, damit die Ausnahmevorschrift Anwendung finden könne, 
und nicht etwa auf die Frage, ob es sich um eine homöopathische Behandlung 
handle. Zwischen den Parteien des Rechtsstreits war unstreitig, dass weder die 
Vermischung mit einem Sauerstoff-Ozon-Gemisch noch mit einem homöopa- 
thischen Fertigarzneimitteln dazu führe, dass das Eigenblutpräparat damit einer 
homöopathischen Technik unterzogen würde. Dass eine der Zutaten des Blutpro-
duktes selbst in einem solchen Zubereitungsverfahren hergestellt worden ist  
(homöopathisches Fertigarzneimittel), reiche nicht aus für die Einstufung des Ei-
genblutproduktes (insgesamt) als homöopathisches Produkt. 
 
Der genannte Ausnahmetatbestand lag damit gerade nicht vor, sodass im Ergeb-
nis die Blutentnahme durch den Heilpraktiker unter Verstoß gegen den Arztvor-
behalt erfolgte. 
 
 
 

Tipps für ein gutes Gelingen Ihrer Weiterbildung 
 
Was ist erforderlich, damit Ihre als Ärztin/Arzt in Weiterbildung absolvierten Tätig-
keiten, Inhalte und Kurse auf den Erwerb einer Weiterbildungsbezeichnung aner-
kannt und Sie zeitnah zur Prüfung zugelassen werden können? Folgende Aspekte 
sollten Sie in Ihrem eigenen Interesse und im Rahmen Ihrer (Mit-) Verantwortung 
für die Weiterbildung berücksichtigen: 
 
Weiterbildungsbefugnis 
Als Weiterbildungszeit können nur Tätigkeiten angerechnet werden, die unter ver-
antwortlicher Leitung einer/eines von einer Ärztekammer zur Weiterbildung befug-
ten Ärztin/Arztes in einer zugelassenen Weiterbildungsstätte durchgeführt wurden. 
Die Weiterbildungsbefugnis wird somit personen- und standortbezogen erteilt.  
 
 
 

https://www.bverwg.de/150623U3C3.22.0
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Wir raten Ihnen daher dringend, sich vor Beginn Ihrer Tätigkeit über Art und Um-
fang der Weiterbildungsbefugnis zu erkundigen. Die Liste der in Baden-Württem-
berg aktuell zur Weiterbildung befugten Ärztinnen und Ärzte finden Sie hier auf der 
Homepage der Landesärztekammer Baden-Württemberg. Eventuell bestehende 
Besonderheiten wie beispielsweise eine mit der Befugnis verbundene Rotation, 
Auflage oder Nebenbestimmung sollten Sie mit der/dem zur Weiterbildung befug-
ten Ärztin/Arzt besprechen und um eine Kopie des Befugnisbescheids mit den an 
der Weiterbildungsstätte nach der WBO 2020 vermittelbaren Weiterbildungsinhal-
ten sowie um Aushändigung des gegliederten Weiterbildungsprogramms bitten. 
 

Auch während der Weiterbildung können sich Veränderungen ergeben, die sich 
auf die erteilte Befugnis auswirken können. Scheidet beispielsweise ein/e Ärztin/ 
Arzt aus der gemeinsam erteilten Befugnis aus, wird die Weiterbildungsstätte ver-
legt (z. B. durch Umzug) oder umgewandelt (z.B. Praxis in ein MVZ) verliert die 
bestehende Befugnis ihre Gültigkeit. Wenn auf Veränderungen und das damit zu-
sammenhängende Erlöschen der Weiterbildungsbefugnis nicht reagiert wird, be-
deutet dies ggf., dass Ihnen weitere Tätigkeitszeiten mangels Befugnis nicht als 
Weiterbildungszeiten angerechnet werden können. Sofern Sie selbst Veränderun-
gen feststellen, teilen Sie diese bitte möglichst unverzüglich der Kammer mit, damit 
gemeinsam Lösungen zur Fortführung Ihrer Weiterbildung gefunden werden kön-
nen. Ihr/e Weiterbilder/in ist zwar verpflichtet, Veränderungen, die sich auf die  
Befugnis auswirken können, rechtzeitig mitzuteilen bzw. eine neue Befugnis zu 
beantragen, leider kommt es jedoch immer wieder vor, dass diese Mitteilung an 
die Kammer nicht oder zumindest nicht zeitnah erfolgt. Fragen Sie deshalb bei 
Veränderungen immer bei uns nach. 
 
Weiterbildungszeugnis 
Tätigkeiten können nur unter Vorlage eines Weiterbildungszeugnisses als Weiter-
bildungszeit angerechnet werden. Dies gilt auch für berufsbegleitende Weiterbil-
dungsgänge. Das Weiterbildungszeugnis muss Angaben enthalten zu Beginn und 
Ende der Tätigkeit (Beschäftigungszeitraum), zum zeitlichen Arbeitsumfang (Voll-
zeit/Teilzeit) des jeweiligen Abschnitts, zu Unterbrechungen der Weiterbildung 
(z.B. Beschäftigungsverbot, Mutterschutz, Elternzeit, längerem Krankheitsausfall, 
Forschungstätigkeiten etc.), zu Rotationen (z.B. 6 Monate Intensivmedizin, Rota-
tionen in andere Abteilungen) und zur fachlichen Eignung (insbesondere im Zeug-
nis über den letzten Weiterbildungsabschnitt zum Erreichen des Weiterbildungs-
ziels/Empfehlung für die Zulassung zur Prüfung). Ferner muss das Zeugnis in sich 
stimmig sein, d.h. es darf keine Lücken enthalten und muss alle Unterbrechungen 
darstellen. Das Weiterbildungszeugnis muss von allen für den jeweiligen Zeitraum 
zur Weiterbildung befugten Ärztinnen und Ärzten unterschrieben werden. Falls es 
über den Weiterbildungszeitraum hinweg eine Veränderung bei der Befugnis gab, 
werden mehrere Zeugnisse, die von den jeweils Befugten unterzeichnet sind, be-
nötigt. Eine Unterschrift z.B. „in Vertretung“ ist nicht zulässig. Wir empfehlen Ihnen 
daher, sich rechtzeitig vor Beendigung Ihrer Tätigkeit um ein Weiterbildungszeug-
nis zu kümmern. Jahre später ist es oft mit großen Schwierigkeiten verbunden, 
wenn nachträglich noch Zeugnisse oder Unterschriften benötigt werden. 
 
Logbuch 
Wenn Sie Ihre Weiterbildung zum Erwerb einer Facharzt-, Schwerpunkt- oder Zu-
satzbezeichnung nach dem 01.01.2021 begonnen haben, ist das Führen des elek-
tronischen Logbuchs (eLogbuch) für Sie verpflichtend. Schließen Sie dagegen Ihre 
Weiterbildung noch nach der WBO 2006 ab oder haben Sie Ihre Weiterbildung 
nach der WBO 2020 vor dem 01.01.2021 begonnen, können Sie das Logbuch  
 
 
 
 

https://www.aerztekammer-bw.de/wbbsuche


BÄK Südwürttemberg   Rundschreiben  Dezember 2023 
 

  

15     

 
 
noch in Papierform führen. Egal in welcher Form Sie das Logbuch führen gilt, dass 
Sie gleich mit Beginn Ihrer Weiterbildung die während der Weiterbildungszeit er-
worbenen Kenntnisse, Erfahrungen und Fertigkeiten kontinuierlich im (e)Logbuch 
aufführen und von Ihrer/Ihrem Weiterbilder/in die Inhalte mindestens einmal jähr-
lich bestätigen lassen sollten. Weitere Informationen zum eLogbuch finden Sie im 
folgenden Beitrag „Tipps zur Nutzung des elektronischen Logbuchs (eLogbuch)“.  
 
Weiterbildungskurse 
Sind im Rahmen der angestrebten Weiterbildungsbezeichnung spezielle Kurse 
nachzuweisen (z.B. Kurs Psychosomatische Grundversorgung, Kurs Arbeitsme-
dizin etc.), sollten Sie darauf achten, dass der Kurs auch von der für den Ort der 
Veranstaltung zuständigen Ärztekammer als Weiterbildungskurs (und nicht nur 
als Fortbildungskurs) anerkannt ist und damit den bundeseinheitlichen Empfeh-
lungen, d.h. dem Musterkursbuch der Bundesärztekammer auch in Bezug auf 
z.B. Kurslaufzeit, Reihenfolge und Präsenzanteil entspricht. Neben dem Ab-
schlusszertifikat benötigen Sie auch die Teilnahmebescheinigungen über die ein-
zelnen Kurse.  
 
Fachkunden nach der Strahlenschutzverordnung 
Wenn Sie im Rahmen Ihrer ärztlichen Tätigkeiten eigenverantwortlich die rechtfer-
tigende Indikation für eine Röntgenuntersuchung stellen und/oder Röntgenstrah-
len auf Menschen anwenden, benötigen Sie eine gültige Fachkunde nach der 
Strahlenschutzverordnung. Um die Erteilung dieser Fachkunde sollten Sie sich 
rechtzeitig vor Antragstellung zur Prüfung zum Erwerb Ihrer Weiterbildungsbe-
zeichnung kümmern. Eine Liste der nach der WBO 2020 auch für die Zulassung 
zur Facharztprüfung nachzuweisenden Fachkunden finden Sie hier auf der Home-
page der Landesärztekammer. 
 
 
 

Tipps zur Nutzung des elektronischen Logbuchs (eLogbuch) 
 
Das eLogbuch erleichtert Ihnen als Ärztin/Arzt in Weiterbildung und als Weiterbil-
der/in die Planung der Weiterbildung nach der WBO 2020. Es ermöglicht eine kon-
tinuierliche Dokumentation der erworbenen kognitiven und Methodenkompeten-
zen (Kenntnisse) und Handlungskompetenzen (Erfahrungen und Fertigkeiten). 
Sind Richtzahlen gefordert, so werden die von Ihnen durchgeführten Untersuchun-
gen, Eingriffe und weiteren Inhalte jährlich im eLogbuch erfasst. Ferner werden die 
Weiterbildungsgespräche mit Gesprächsdatum und -inhalt festgehalten. Ihr Wei-
terbildungsfortschritt wird in zwei Entwicklungsstufen im eLogbuch dokumentiert. 
Ihre Weiterbilderin/Ihr Weiterbilder kann Ihnen Kenntnisse (kognitive und Metho-
denkompetenzen) bescheinigen, wenn Sie die Weiterbildungsinhalte „benennen 
und beschreiben“ (1. Stufe) bzw. „systematisch einordnen und erklären“ (2. Stufe) 
können. Erfahrungen und Fertigkeiten (Handlungskompetenzen) können Ihnen be-
stätigt werden, wenn Sie die Weiterbildungsinhalte „unter Anleitung durchführen“ 
(1. Stufe) bzw. „selbstverantwortlich durchführen“ (2. Stufe) können.  
 
Das eLogbuch wird über eine bundeseinheitliche Plattform durch die Bundesärz-
tekammer betrieben und in Baden-Württemberg über das Mitgliederportal der Lan-
desärztekammer Baden-Württemberg zur Verfügung gestellt und laufend weiter-
entwickelt. Auf der Homepage der Landesärztekammer Baden-Württemberg und 
der Bundesärztekammer finden Sie weitere Informationen und Support zum eLog-
buch und beispielsweise auch eine Demo-Version für Testzwecke.  
 
 
 

https://www.bundesaerztekammer.de/themen/aerzte/aus-fort-und-weiterbildung/aerztliche-weiterbildung/muster-kursbuecher
https://cdn0.scrvt.com/e90e659c888e3602776417cb5358cb67/186c43c8cbdb8fb3/2db72f52e923/Erforderliche-Fachkunde-Roentgendiagnostik.pdf
https://www.aerztekammer-bw.de/elogbuch
https://www.aerztekammer-bw.de/elogbuch
https://elogbuch-demo.bundesaerztekammer.de/Home/Login
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Das Wichtigste zum eLogbuch  
 
- für Sie als Ärztin/Arzt in Weiterbildung: 
Mit Beginn Ihrer Weiterbildung sollten Sie sich auch mit dem eLogbuch vertraut 
machen. Legen Sie sich ein Benutzerkonto für das eLogbuch im Portal der Lan-
desärztekammer Baden-Württemberg und dann Ihr Logbuch im angestrebten Wei-
terbildungsgang an. Fügen Sie den Weiterbildungsabschnitt und Ihre/Ihren Weiter-
bildungsbefugte/n hinzu. Hierzu benötigen Sie den Benutzernamen Ihrer/Ihres 
Weiterbildungsbefugten. Sie führen das eLogbuch, d.h. Sie sind Inhaber/in der Da-
ten. Im eLogbuch dokumentieren Sie dann kontinuierlich die unter Leitung Ihrer 
Weiterbilderin/Ihres Weiterbilders erworbenen Inhalte sowie Gespräche und berei-
ten die Bewertung vor, indem Sie beispielsweise die zu bewertenden Kompeten-
zen markieren. Übermitteln Sie das Logbuch in einem festgelegten Turnus zur Be-
wertung an Ihre Weiterbilderin/Ihren Weiterbilder. Nach erfolgter Bewertung erhal-
ten Sie das eLogbuch von Ihrer/Ihrem Weiterbilder/in zurück. Sie erhalten eine  
Information per E-Mail, dass Ihr Logbuch zurückgegeben wurde, sofern Sie eine 
E-Mail-Adresse unter Ihren Benutzereinstellungen hinterlegt haben. Dieses Vor-
gehen wiederholt sich bei Ihren einzelnen Weiterbildungsabschnitten. Bitte über-
mitteln Sie erst am Ende Ihrer Weiterbildungszeit, wenn Sie den Antrag auf Zulas-
sung zur Prüfung stellen möchten, das vollständige eLogbuch an die Bezirksärz-
tekammer! Sie können unserer Checkliste zum Antrag auf Anerkennung entneh-
men, welche Unterlagen Sie für die Zulassung zur Prüfung neben dem eLogbuch 
benötigen.  
 
- für Sie als Weiterbilder/in: 
Auch als Weiterbilder/in benötigen Sie ein Benutzerkonto für das eLogbuch im Por-
tal der Landesärztekammer Baden-Württemberg damit Ihre Ärztinnen und Ärzte in 
Weiterbildung Ihnen das Logbuch elektronisch zur Bestätigung übermitteln kön-
nen. Notieren Sie sich Ihren Benutzernamen und händigen Sie diesen bitte Ihrer 
Ärztin/Ihrem Arzt in Weiterbildung aus, damit sie/er Sie im Weiterbildungsabschnitt 
als Befugten hinterlegen und Ihnen das eLogbuch zur Bewertung freigeben kann. 
Erst nach Freigabe und Übermittlung des eLogbuchs durch Ihre/n Weiterzubil-
dende/n haben Sie Zugriff auf die dort hinterlegten Daten. Sie erhalten eine Infor-
mation per E-Mail, dass ein eLogbuch an Sie freigegeben wurde, sofern in den 
Benutzereinstellungen Ihre E-Mail-Adresse hinterlegt ist und Sie einer Benachrich-
tigung nicht widersprochen haben. Nach Anmeldung im Portal im eLogbuch kön-
nen Sie unter dem Bereich „Freigaben für mich“ über „Anzeigen“ das übermittelte 
eLogbuch öffnen. Sie sehen immer nur die Dokumentation, die zum Zeitpunkt der 
Freigabe des eLogbuchs vorgenommen wurde. Ihre Aufgabe ist es, die Eintragun-
gen Ihrer Assistentin/Ihres Assistenten zu überprüfen, zu bestätigen bzw. ggf. zu 
korrigieren und die erworbenen Kompetenzen zu bewerten. Nach erfolgter Bewer-
tung übermitteln Sie das eLoguch an Ihre/n Assistentin/Assistenten über die 
Schaltfläche „Zurückgeben“. Auf der Startseite zum eLogbuch können Sie unter 
„kürzlich zurückgegebene Freigaben“ die Logbücher einsehen und ggf. für Ihre 
Unterlagen speichern. Sie sollten sich mit Ihrer Ärztin/Ihrem Arzt in Weiterbildung 
über das individuelle Prozedere und die Frequenz der Bewertungen verständigen. 
Idealerweise erfolgt ein regelmäßiger Austausch zwischen Ihrer Ärztin/Ihrem Arzt 
in Weiterbildung und Ihnen. Grundsätzlich muss die Bewertung im eLogbuch min-
destens einmal jährlich beispielsweise im Rahmen des jährlichen Weiterbildungs-
gesprächs oder bei Beendigung des Weiterbildungsabschnitts erfolgen.  
 
 
  

https://www.aerztekammer-bw.de/elogbuch
https://cdn0.scrvt.com/e90e659c888e3602776417cb5358cb67/8375f91c6b7980ca/05bfb0180a18/Antrag_Anerkennung_sw.pdf
https://www.aerztekammer-bw.de/elogbuch
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TELEFONVERZEICHNIS 
 

Zentrale (0 71 21) 917 - 0 
Telefax  (0 71 21) 917 - 2400 
E-Mail-Adresse: zentrale@baek-sw.de 

.............................................................................................................................................. 

 

Präsidium   

Präsidentin  Frau Dr. med. Blankenhorn ................. 917-2410 

Vizepräsident Herr Breckwoldt ................................... 917-2412 

Sekretariat  Frau Bangert ........................................ 917-2412 

 

Geschäftsführung 

Geschäftsführerin  Frau Dr. iur. Kiesecker ......................... 917-2411 

Sekretariat  Frau Bangert ........................................ 917-2412 

Stellv. Geschäftsführerin  Frau Ass. iur. Theurer .......................... 917-2413 

Sekretariat  Frau Bangert ........................................ 917-2412 

 

Fortbildungsakademie 

Fortbildungsbeauftragte  Frau Dr. rer. physiol. Harder ................ 917-2415 

Sekretariat  Frau Strößner ...................................... 917-2416 

 

Sachgebiete 

Berufs- und Kammerrecht Herr Ass. iur. Jäger .............................. 917-2470 

 

Weiterbildung Frau Kocher (Leitung) .......................... 917-2417 

 Frau Löffler (A - E) ............................... 917-2430 

 Frau Jasinski (F - G)  ............................ 917-2414 

 Frau Kase  (H - J, vorm.) ...................... 917-2426 

 Frau Kock  (K - O) ................................ 917-2468 

 Herr Rapp (P - S, ohne St) .................. 917-2469 

 Frau Wiech (St, T - Z) .......................... 917-2418 

 Frau Mahl  (Prüfungsterminierung) ...... 917-2429 

 Frau Jasinski (WB im Ausland)............ 917-2414 

 

Fachkunden im Strahlenschutz  Frau Bangert ........................................ 917-2412 

 

Medizinische Fachangestellte  Frau Jägel ............................................ 917-2419 

 

Sekretariat Gutachterkommission, Frau Edelburg ...................................... 917-2420 

 Kammeranwalt   

 

Mitgliederverzeichnis, Frau Schumacher (A - P) ..................... 917-2423 

 Arztausweise Frau Kamps (Q - Z, vorm.) ................... 917-2424 

 

Buchhaltung  Herr Wolf .............................................. 917-2421 

 Herr Kemmer ....................................... 917-2422 

 Frau Kretschmer .................................. 917-2428 

  Frau Hoffmann-Engel .......................... 917-2466 

  Frau Lemke .......................................... 917-2467 

 

Fachsprachenprüfung  Frau Silva ............................................. 917-2427 

 nach Meldung durch das RP 

 

IT-Support (intern) Herr Kautt............................................. 917-2432 

Registratur  Herr Frick ............................................. 917-2425 
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Der schnelle elektronische Kontakt zu Ihrer Kammer 
 
… ist so möglich: Scannen Sie den QR-Code mit Ihrem Smartphone oder  
klicken Sie auf die Verlinkung im digitalen Rundschreiben 
 
 
 
 
E-Mail an den zentralen Posteingang  
zur Weiterleitung an die zuständige Person 
 

 

 
 
 
 

 
Frage/Angabe zum Kammerbeitrag 
 

 
 
 

 
 
Änderung Tätigkeit, Wohnort u.a. Daten 

 

 
 
 Nachname beginnt mit A - P 
 

 
 
 

 
 
 Nachname beginnt mit Q - Z 
 

 
 
 
 

 
 
Frage/Anmeldung Fortbildungsveranstaltung 
 

 
 
 
  

mailto:zentrale@baek-sw.de
mailto:beitrag@baek-sw.de
mailto:heidrun.schumacher@baek-sw.de
mailto:inghild.kamps@baek-sw.de
mailto:fortbildung@baek-sw.de
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Fragen/Anträge zu Ihrer Weiterbildung:  

 
 Nachname beginnt mit A - E  
 

 

 
 

 
 Nachname beginnt mit F - G 
 und 
 Weiterbildung im Ausland 
 

 

 
 

 
 Nachname beginnt mit H - J 
 

 

 
 

 
 Nachname beginnt mit K - O 
 
 

 

 
 

 
 Nachname beginnt mit P - S (ohne St) 
 

 

  
 

 
 Nachname beginnt mit St, T - Z 
 

 

 
 

 
 Abteilungsleitung  
 
 

 

 
 

  

mailto:sandra.loeffler@baek-sw.de
mailto:luzia.jasinski@baek-sw.de
mailto:sara.kase@baek-sw.de
mailto:jennifer.kock@baek-sw.de
mailto:jan.rapp@baek-sw.de?subject=Weiterbildung
mailto:elisabeth.wiech@baek-sw.de
mailto:katja.kocher@baek-sw.de
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